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Solidarität und  
soziale Ordnung

 
Eine soziologische Perspektive

Einleitung

Solidarität gehört zu den moralischen Grundbe-
griffen der modernen Gesellschaft. Appelle an 
die Solidarität und ebenso Klagen über ihr Ver-
schwinden sind rituelle Sprachspiele, die wir re-
gelmäßig beobachten können und an denen wir 
uns nicht selten selber beteiligen. Die extensive 
Verwendung des Begriffs im alltäglichen wie po-
litischen Sprachgebrauch kann allerdings nicht 
darüber hinwegtäuschen, dass seine Bedeutung 
höchst unspezifisch ist. Es dürfte zwar Konsens 
darüber bestehen, dass Solidarität irgendetwas 
mit Hilfe, Unterstützung und Zusammenhalt zu 
tun hat, doch wenn es darum geht, den Begriff 
konkreter zu fassen, werden schnell eine Reihe 
von Fragen aufgeworfen: Verlangt Solidarität 
altruistische Motive oder kann sie auch aus Ei-
geninteresse geleistet werden? Ist Solidarität an 
Freiwilligkeit gebunden oder auch mit Zwang 
kompatibel? Sind Verbundenheitsgefühle eine 
Voraussetzung von Solidarität oder kann sie auch 
aus Vernunftgründen geleistet werden? Wer sich 
von einem Blick in die philosophische und sozial-
wissenschaftliche Fachliteratur klare Antworten 
auf diese Fragen erhofft, wird schnell enttäuscht. 
Es gibt unzählige Definitionen von Solidari-
tät, die jeweils unterschiedliche Schwerpunkte 

setzen und sich hinsichtlich der aufgeführten 
Punkte nicht selten widersprechen (vgl. Tranow 
2012, Kap. 1). Als Alternative zu einer Diskus-
sion von Begriffsbestimmungen schlage ich vor, 
sich der Solidarität aus einer problemorientier-
ten Perspektive anzunähern. Solidarität ist ein 
gesellschaftlicher Wert und wird eingefordert, 
weil die Erwartung existiert, dass sie etwas leis-
tet und Probleme löst. Doch um welche Probleme 
handelt es sich dabei und wie sieht eine Lösung 
dieser durch Solidarität aus? Im Folgenden wer-
de ich eine soziologische Antwort anbieten und 
Solidarität mit der Frage nach den Bedingungen 
sozialer Ordnungsbildung verknüpfen. Das Ker-
nargument ist, dass in sämtlichen Gruppen, in 
denen Menschen gemeinsame Ziele verfolgen, 
vier zentrale Kooperationsprobleme auftauchen: 
Kollektivgut-, Verteilungs-, Unterstützungs- und 
Loyalitätsprobleme. Bei Solidarität handelt es 
sich um ein System von Normen, welches auf eine 
Lösung dieser Probleme durch die Etablierung 
bestimmter Standards der Kooperation abzielt.

Soziale Ordnung als soziologi-
sches Bezugsproblem 

Die Verknüpfung des Begriffs der Solidarität 
mit dem Problem sozialer Ordnung geht bereits 

V  SOZIOLOGIE

Ulf Tranow
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auf die Gründungstage der Soziologie zurück. 
In Anbetracht der massiven gesellschaftlichen 
Umbrüche infolge von Industrialisierung und Ur-
banisierung haben sich die Sozialtheoretiker im 
19. Jahrhundert intensiv mit der Frage nach den 
Grundlagen gesellschaftlichen Zusammenhalts 
beschäftigt. Die wichtigste Solidaritätstheorie 
dieser Zeit stammt von Émile Durkheim (1858-
1917). Durkheim geht von der 
Annahme aus, dass Individuen 
keine soziale Ordnung bilden 
können, „ohne sich gegenseitig 
Opfer zu bringen“ (Durkheim 
1992/1893, S. 285). Dahinter 
steckt die soziologische Grund-
einsicht, dass soziale Ordnung 
tatsächlich ein Problem darstellt, dessen Kern in 
einem „transhistorischen“ und „unentrinnbaren“ 
Konflikt zwischen den Wünschen von Individuen 
und den Anforderungen der Gesellschaft besteht 
(Wrong 1994, S. 36). Zur Lösung des Problems 
sozialer Ordnung verweist Durkheim auf die 
Notwendigkeit, dass eine soziale Kraft wirksam 
wird, die den „Menschen zwingt, mit dem an-
deren zu rechnen, seine Bewegungen durch et-
was anderes zu regulieren als durch die Triebe 
seines Egoismus“ (Durkheim 1992/1893, S. 468). 

Diese soziale Kraft identifiziert er mit Normen, 
die das Individuum „zu Konzessionen, zu Kom-
promissen, zur Berücksichtigung höherer Interes-
sen als seiner eigenen“ (ebd., S. 284) verpflichtet.

Folgt man Durkheim, dann manifestiert sich 
Solidarität in einem durch Normen hergestellten 
sozialen Zusammenhalt von Gruppen. Die Frage 
nach der Solidarität einer Gruppe übersetzt sich 

dann in die Frage, wie durch 
ein System von Normen Gesell-
schaft als ein Kooperationszu-
sammenhang begründet wird. 
Dieser von der klassischen So-
ziologie Durkheims „geerbte“ 
Problembezug bleibt für eine 
Annäherung an Solidarität al-

lerdings immer noch reichlich vage. Für einen 
tragfähigen Solidaritätsbegriff kommt es darauf 
an, Solidarität mit möglichst spezifischen Prob-
lemkonstellationen sozialer Ordnung und darauf 
bezogenen Normen in Verbindung zu bringen. In 
Anlehnung an Lindenberg (1998) werde ich im 
Folgenden zwischen vier Problemkonstellationen 
beziehungsweise kritischen Situationen unter-
scheiden: kritischen Kollektivgut-, Verteilungs-, 
Unterstützungs- und Loyalitätssituationen. Der 
Kern dieser kritischen Situationen sind jeweils 

Die Frage nach der Solidarität 
einer Gruppe übersetzt sich in 

die Frage, wie durch ein System 
von Normen Gesellschaft als 
ein Kooperationszusammen-

hang begründet wird.
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mangelnde Anreize, zugunsten anderer Individu-
en oder der Gemeinschaft bestimmte Leistungen 
zu erbringen. Analog zu diesen vier kritischen 
Situationen lassen sich vier Solidarnormen dif-
ferenzieren – Kollektivgut-, Verteilungs-, Unter-
stützungs- und Loyalitätsnormen –, die jeweils 
darauf abzielen, einen bestimmten Standard der 
Leistungserbringung und Kooperation zu etab-
lieren. Meine These ist, dass diese kritischen Si-
tuationen und Solidarnormen einen universellen 
Charakter haben und (potentiell) in sämtlichen 
Gruppenzusammenhängen anzutreffen sind, 
unabhängig von ihrer Größe, ihrer Struktur und 
ihres moralischen Charakters. In romantischen 
Paarbeziehungen finden wir sie ebenso wie in 
profitorientierten Unternehmen, in Sportvereinen 
ebenso wie in terroristischen Vereinigungen, auf 
nationalstaatlicher Ebene ebenso wie auf Ebene 
der EU oder der Weltgesellschaft. 

Vier kritische Situationen und ihre 
Lösung durch Solidarnormen

Bevor ich die vier kritischen Situationen und Soli-
darnormen näher darstelle, sind zwei Vorbemer-
kungen sinnvoll, erstens zur Grundlage der Kon-
struktion der kritischen Situationen und zweitens 
zu dem zugrunde gelegten Normbegriff.

Die Typisierung der kritischen Situationen 
verlangt ein Handlungsmodell, vor dessen Hin-
tergrund die Situationen in ihren Anreizbedin-
gungen überhaupt als kritisch erscheinen. Als 
Ausgangspunkt dient hier das Modell rationaler 
Nutzenmaximierung. Damit verknüpft sich aller-
dings kein Plädoyer für den homo oeconomicus als 
adäquatem Akteursmodell. Aus unzähligen Be-
funden der experimentellen Verhaltensökonomie 

wissen wir, dass dieses Modell höchst unrea-
listisch ist, weswegen in der ökonomischen wie 
soziologischen Handlungstheorie eine Reihe 
von Ergänzungen und Erweiterungen entwickelt 
wurden. Die Zugrundelegung des Modells rati-
onaler Nutzenmaximierung rechtfertigt sich hier 
allerdings aus dem methodischen Grund, dass 
sich mit seiner Hilfe eine möglichst scharfe Kon-
turierung der Problemgehalte der vier kritischen 
Situationen vornehmen lässt. Die Problemgehalte 
bleiben auch dann virulent, wenn von der realis-
tischen Prämisse ausgegangen wird, dass Indi-
viduen über altruistische Präferenzen und eine 
Wertbindung verfügen können und darüber hin-
aus nur eingeschränkt rational sind.

Allgemein gesprochen handelt es sich bei 
Normen um Sollens-Erwartungen, dass Akteure 
in bestimmten Situationen bestimmte Handlun-
gen unterlassen oder ausführen (Tranow 2016). 
Bei Solidarnormen handelt es sich um einen 
spezifischen Typus von Normen, die von ihren 
Adressaten einen Transfer von Ressourcen zu-
gunsten anderer Individuen oder der Gemein-
schaft verlangen, ohne dass sie dafür eine Kom-
pensation im Sinne einer fixierten Gegenleistung 
– etwa einen Lohn – erhalten (vgl. Hechter 1987; 
Tranow 2012). Ich gehe hier von einem sehr wei-
ten Normbegriff aus, der sowohl formelle als auf 
informelle Normen umfasst. Vor diesem Hinter-
grund handelt es sich bei der Steuerpflicht ebenso 
um eine Solidarnorm wie bei den vielfältigen, 
nicht kodifizierten Sollens-Erwartungen gegen-
seitiger Unterstützung im Rahmen der Familie, 
Nachbarschaft oder Kollegenschaft. In den meis-
ten Fällen werden (Solidar-)Normen durch Sank-
tionen flankiert. Diese können in ihrer Schärfe 
und im Grad ihrer Institutionalisierung stark 
variieren, von der mimischen Missbilligung bis 

V  SOZIOLOGIE
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zum gewaltsamen Ausschluss aus einer Gruppe 
und von der spontanen Kritikäußerung bis zur 
Rechtsstrafe. Auch wenn (Soli-
dar-)Normen durch Sanktionen 
begleitet werden, müssen diese 
nicht unbedingt die entscheiden-
de Handlungsdeterminante sein. 
Viele (Solidar-)Normen werden 
vielmehr aus einem inneren An-
trieb und Verpflichtungsgefühl 
befolgt. Auf diesen Punkt werde 
ich in Abschnitt 4 näher eingehen.

Kritische Kollektivgutsituationen 
– Kollektivgutnormen 

In den meisten Gruppen und Gemeinschaften 
gibt es Güter, welche als Kollektivgüter bereit-
gestellt werden. Für einen Großteil der Kollek-
tivgüter gilt, dass sie einen intentionalen Cha-
rakter haben. Ehepartner, Wohngemeinschaften, 
Arbeitsbetriebe oder staatlich verfasste politi-
sche Gemeinschaften stimmen sich darüber ab, 
welche Güter in ihrem Rahmen als Kollektivgü-
ter bereitgestellt werden sollen. Mit dem Ziel, 
ein Gut als Kollektivgut zu realisieren, wird die 

Frage aufgeworfen, wer sich in welchem Um-
fang an seiner Bereitstellung beteiligen soll. 

Nach welchen Standards eine 
„angemessene“ Leistungser-
bringung bestimmt wird, ist 
variabel. Ob es etwa als richtig 
betrachtet wird, dass alle Mit-
glieder einer Gruppe denselben 
Beitrag leisten, oder ob präferiert 
wird, dass die Beiträge in Ab-
hängigkeit bestimmter Kriteri-

en (z. B. Leistungsfähigkeit, Alter, Geschlecht, 
Nutzungsintensität) variieren, unterliegt kon-
tingenten Wertüberzeugungen und Interessen-
lagen. Unabhängig davon, welche Standards 
zugrunde gelegt werden, kann aber in vielen 
Fällen die Erbringung „angemessener“ Beiträ-
ge wegen der existierenden Anreizbedingungen 
nicht problemlos vorausgesetzt werden. Kriti-
sche Kollektivgutsituationen ergeben sich vor 
allem dann, wenn Anreize zum Trittbrettfahren 
vorliegen. Kollektivgutnormen verlangen von 
den Mitgliedern einer Gruppe, dass sie einen 
„angemessenen“ Beitrag zu einem Kollektiv-
gut leisten und Chancen zum Trittbrettfahren  
nicht auszunutzen.

Kollektivgutnormen ver-
langen von den Mitgliedern 
einer Gruppe, dass sie einen 
„angemessenen“ Beitrag zu 
einem Kollektivgut leisten 

und Chancen zum Trittbrett-
fahren nicht ausnutzen.

Grundstruktur kritischer Kollektivgutsituationen In einer Gruppe soll ein Gut als Kollektivgut bereitgestellt werden, 
allerdings fehlen den relevanten Akteure Anreize, einen „angemessenen“ 
Beitrag zu seiner Erstellung zu leisten. 

Kern von Kollektivgutnormen Gruppenmitglieder sollen sich in „angemessener“ Weise an der Bereitstel-
lung eines Kollektivguts beteiligen.

Beispiele für Kollektivgutnormen Ehemänner sollen sich gebührend an der Hausarbeit beteiligen, statt sich 
auf einem traditionellen Rollenbild auszuruhen.

Angestellte sollen sich am Arbeitskampf beteiligen, statt den Kollegen das 
Engagement für die gemeinsame Sache zu überlassen. 

Bürger sollen an politischen Wahlen partizipieren und damit Verantwor-
tung für unsere gemeinsame Demokratie übernehmen.

Abbildung 1
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Kritische Verteilungssituationen 
– Verteilungsnormen

In allen Kooperationsbeziehungen kommt es zu 
Verteilungssituationen, in denen die Früchte und 
Lasten der arbeitsteiligen Kooperation zwischen 
den Parteien aufgeteilt werden: Ehepartner ste-
hen vor der Herausforderung, das Haushaltsein-
kommen unter sich aufzuteilen; Arbeitskollegen 
stehen vor der Herausforderung, die Verteilung 
von Arbeitsaufgaben vorzunehmen; Unterneh-
men stehen vor der Herausforderung, erwirt-
schaftete Gewinne oder Verluste zwischen den 
Eigentümern und der Belegschaft aufzuteilen.

Für Verteilungssituationen können verschie-
dene Vorstellungen darüber existieren, was un-
ter Fairnessgesichtspunkten geboten ist. Zu den 
wichtigsten normativen Verteilungsprinzipien 
zählen der Egalitarismus, der eine Gleichvertei-
lung unter den Beteiligten verlangt; der Askrip-
tivismus, welcher eine Bevorzugung nach dem 
Kriterium der Gruppenzugehörigkeit (etwa von 
Männern gegenüber Frauen, Einheimischen ge-
genüber Ausländern etc.) rechtfertigt; der Indi-
vidualismus, der Verteilungen nach individuell 
zurechenbaren Merkmalen wie Leistung oder 

Anstrengung fordert, und das Bedürfnisprinzip, 
das eine Verteilung von Gütern in Abhängigkeit 
des Bedarfs begründet. Diesen Prinzipien wird 
in der Regel keine universelle, sondern eine si-
tuations- und kontextspezifische Gültigkeit 
zugeschrieben. Moderne Gesellschaften diffe-
renzieren sich in verschiedene „Sphären der Ge-
rechtigkeit“ (Walzer 1983/1992), für die jeweils 
unterschiedliche Verteilungsprinzipien als „fair“ 
angenommen werden. Während im Rahmen en-
ger Beziehungen in der Regel das Bedürfnisprin-
zip existiert, dominiert im Kontext professio-
neller und marktvermittelter Beziehungen der 
Individualismus. 

Unabhängig davon, welches Prinzip in einem 
spezifischen Kontext als relevant betrachtet wird, 
ist in vielen Fällen damit zu rechnen, dass Akteu-
re Anreize vorfinden, ihren Vorteil in „unfairer“ 
Weise auf Kosten der anderen Partei zu maxi-
mieren. Genau diese Anreizstruktur definiert die 
Grundkonstellation kritischer Verteilungssituati-
onen. Bei Verteilungsnormen handelt es sich um 
Sollens-Erwartungen, die für diese Situationen 
verlangen, von einem „ausbeuterischen“ Ver-
halten abzusehen und sich an einem bestimmten 
Fairnessprinzip zu orientieren.

V  SOZIOLOGIE

Grundstruktur kritischer Verteilungssituationen Zwischen A und B besteht eine Kooperation. A ist in der Position, Kosten 
und Nutzen der Kooperation vorzunehmen. Dabei verfügt A über Anreize, 
den eigenen Vorteil in „unfairer“ Weise auf Kosten von B zu maximieren. 

Kern von Verteilungsnormen Kooperationspartner sollen sich bei einer Aufteilung der Kosten und 
Nutzen einer Kooperation „fair“ verhalten.

Beispiele für Verteilungsnormen Familienmitglieder und Freunde sollen untereinander keine ökonomischen 
Profite machen. 

Unternehmen sollen die Belegschaft an den Gewinnen beteiligen. 

EU-Mitgliedsländer sollen entsprechend ihrer ökonomischen Leistungs-
fähigkeit Flüchtlinge aufnehmen.

Abbildung 2
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Kritische Unterstützungssituationen 
– Unterstützungsnormen

Sowohl in unserem Nahbereich als auch vermit-
telt durch Medien werden wir regelmäßig mit 
Situationen konfrontiert, in denen andere auf Un-
terstützung und Hilfe angewiesen sind. Im All-
tagsverständnis dürfte der Begriff der Solidarität 
am ehesten mit einem Unterstützungs- und Hil-
feverhalten in solchen Bedarfssituationen asso-
ziiert werden. Bedarfssituationen können einen 
dramatischen wie alltäglichen Charakter haben. 
Bei akuter Not aufgrund von Hunger und Krank-
heit handelt es sich ebenso um eine Bedarfssitua-
tion wie bei Schwierigkeiten bei der Bewältigung 
einer Aufgabe am Arbeitsplatz. Die Feststellung 
eines Bedarfs ist normativ keineswegs neutral, 
sondern impliziert bereits, dass eine Abhilfe 
durch Unterstützungsleistungen geboten ist. Ob 
eine Situation als Bedarfssituation definiert wird 
und wer in diesem Fall Unterstützungsleistungen 
in welchem Umfang erbringen soll, unterliegt 
wiederum äußerst variablen sozialen Definitio-
nen. Dabei dürfte es am wenigsten strittig sein, 
dass in Notsituationen, in denen die physische 
Existenz durch Hunger, Krankheit oder Verlet-
zung bedroht ist, alle Zeugen dazu verpflichtet 
sind, im Rahmen ihrer Möglichkeiten eine le-
bensrettende Unterstützung zu leisten (vgl. Kers-
ting 1998, S. 414). Sobald aber der Bereich der 
„existenziellen Grenzsituationen“ (ebd.) verlas-
sen wird, verlieren die Kriterien an Eindeutigkeit, 

was Bedarfssituationen sind, wer zu Unterstüt-
zungsleistungen verpflichtet ist und was eine 
„angemessene“ Unterstützungsleistung ist. Die 
Definition von sozialen Bedarfssituationen ist in 
hohem Maße „kulturimprägniert, sozial codiert 
und abhängig vom materiellen Anspruchsniveau 
einer Gesellschaft“ (ebd.). Mit zunehmender Ent-
fernung von lebensbedrohlichen Situationen wird 
zudem der Kreis derer, denen eine Unterstüt-
zungspflicht zugeschrieben wird, partikularer.

Da Unterstützungsleistungen häufig mit ei-
nem Opfer einhergehen, ist nicht zu erwarten, 
dass in jeder Bedarfssituation verlässlich eine 
„angemessene“ Unterstützung geleistet wird. 
Nicht selten weisen Bedarfssituationen die Struk-
tur kritischer Unterstützungssituationen auf, in 
denen für die relevanten Akteure keine hinrei-
chenden Anreize zu diesem Verhalten existie-
ren. Dies kann daran liegen, dass sie schlichtweg 
kein Interesse am Wohlergehen der anderen Par-
tei haben. Aus der empirischen Forschung zum 
Bystander-Phänomen wissen wir allerdings, dass 
in vielen Fällen eine Unterstützung deswegen 
ausbleibt, weil sich auf das Eingreifen anderer 
verlassen oder die Situation insgesamt als unklar 
eingeschätzt wird (Elster 2007, S. 183). Unter-
stützungsnormen verlangen, dass in Bedarfssi-
tuationen eine „angemessene“ Unterstützung 
geleistet wird, und zwar auch dann, wenn es ver-
führerisch sein mag, die Verantwortung anderen 
aufzubürden oder sich ohne weitere Prüfung der 
Bedarfslage aus der Situation zu stehlen.

Grundstruktur kritischer Unterstützungssituationen B befindet sich in einer Bedarfssituation. A verfügt über die Möglichkeit 
zu einer „angemessenen“ Unterstützungsleistung, hat aber keine hinrei-
chenden Anreize, diese zu erbringen. 

Kern von Unterstützungsnormen Zeugen einer Bedarfssituation sollen eine „angemessene“ Unterstützung 
leisten, anstatt den Bedarf zu ignorieren oder die Unterstützung anderen 
aufzubürden.

Beispiele für Unterstützungsnormen Kinder sollen ihre bedürftigen Eltern durch eigene Leistungen 
unterstützen. 

Nachbarn sollen ein Auge auf spielende Kinder haben und in Gefahren-
situationen eingreifen. 

EU-Mitgliedsländer sollen sich in Krisenzeiten untereinander finanziell 
unterstützen.

Abbildung 3
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Kritische Loyalitätssituationen 
– Loyalitätsnormen 

Der Erfolg und Bestand von Kooperationsbe-
ziehungen ist nicht zuletzt davon abhängig, 
dass die Beteiligungsbereitschaft eine gewisse 
Stabilität aufweist, was in der Praxis allerdings 
nicht bedingungslos vorausgesetzt werden kann. 
Der Wandel von persönlichen Präferenzen und 
Zielen, die Änderung von Kooperationsbedin-
gungen und das Aufscheinen neuer Optionen 
können dazu führen, dass das Interesse an ei-
ner Kooperation schwindet und 
ein „Exit“ (Hirschmann 1974) 
attraktiv erscheint. Menschen 
wechseln ihre Liebespartner, 
Mafiamitglieder kollaborie-
ren mit der Justiz, Unterneh-
men verlegen ihren Standort 
und wohlhabende Bürger ih-
ren Erstwohnsitz in Steuerparadiese, weil sie 
sich durch den Austritt aus einer bestehenden 
und den Eintritt in eine neue Kooperations-
beziehung eine Verbesserung ihrer Situation  
versprechen.

Zwar ist ein Exit häufig mit einem Nachteil 
für die verlassene Partei verbunden ist, doch aus 
diesem Umstand alleine leitet sich noch nicht ab, 
dass ein Exit als illegitim zu bewerten ist. Ein 
Loyalitätsproblem entsteht erst dann, wenn ein 
entsprechender Loyalitätswert angesetzt wird. 

Technisch gesprochen verkörpern Loyalitäts-
werte Vorstellungen darüber, bis zu welcher 
Höhe die Inkaufnahme von Opportunitätskos-
ten für den Verbleib in einer Kooperationsbe-
ziehung normativ erwartet wird. Abhängig von 
Weltbildern und Ideologien können diese stark 
variieren. So leiten sich aus religiösen im Ver-
gleich zu säkular-liberalen Moralvorstellungen 
in der Regel höhere Anforderungen an die Le-
gitimität von Ehescheidungen ab. Loyalitäts-
standards variieren außerdem mit der sozialen 
Situation und den Beziehungskontexten. Der 

ökonomische Markt gilt ge-
meinhin als die gesellschaftli-
che Sphäre, in der die Akteure 
von moralischen Zumutungen 
zumindest teilweise entbunden 
sind und ihren Eigeninteressen 
legitimerweise Vorrang ein-
räumen können. So dürften die 

angesetzten Loyalitätsstandards zwischen Ge-
schäftspartnern in der Regel geringer sein als 
zwischen Freunden oder Familienmitgliedern. 
Die Grundstruktur kritischer Loyalitätssituatio-
nen ist durch ein Spannungsverhältnis zwischen 
einem Loyalitätsstandard und den Anreizen zu 
einem Exit aus einer Kooperationsbeziehung 
charakterisiert. Loyalitätsnormen verlangen für 
diese Situationen, dass eine Kooperationsbezie-
hung fortgeführt und auf die Wahrnehmung von 
Alternativen verzichtet wird.

V  SOZIOLOGIE

Grundstruktur kritischer Loyalitätssituationen Zwischen A und B besteht eine Kooperationsbeziehung. Für A bietet sich 
eine neue Option, die für sie einen Exit attraktiv erscheinen lässt. Ein Exit 
von A würde einem Loyalitätswert widersprechen.

Kern von Loyalitätsnormen Solange die Opportunitätskosten der Fortführung einer Kooperationsbe-
ziehung nicht ein gewisses Niveau überschreiten (Loyalitätswert), sollen 
Kooperationspartner auf einen Exit verzichten. 

Beispiele für Loyalitätsnormen Ehepartner sollen sich treu bleiben. 

Mafiamitglieder sollen nach ihrer Verhaftung nicht mit der Polizei 
kooperieren.

Unternehmen sollen trotz der Aussicht auf höhere Profite ihren Produkti-
onsstandort nicht verlagern.

Abbildung 4

Der Erfolg und  
Bestand von Kooperations- 

beziehungen ist von  
einer gewissen  

Stabilität der Beteiligungs-
bereitschaft abhängig.
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Solidarität auf Individualebene 
als Solidarnormbindung

Der Kern der bisherigen Argumentation war, 
Solidarität mit vier Normen zu identifizieren, 
die darauf abzielen, zentrale Probleme sozia-
ler Ordnung und menschlicher Kooperation zu 
lösen. In unserem Alltagsver-
ständnis assoziieren wir Soli-
darität allerdings nicht in ers-
ter Linie mit Normen, sondern 
mit persönlichen Eigenschaf-
ten wie Opferbereitschaft und 
Verbundenheitsgefühlen. An 
dieser Stelle ist nun zu klären, 
worin sich Solidarität auf Indi-
vidualebene manifestiert und in welcher Relati-
on individuelle Solidarität und die Etablierung 
von Solidarnormen auf Gruppenebene steht. 

Aus der Perspektive des hier vorgeschlagenen 
Konzepts drückt sich Solidarität auf Individual-
ebene in einer Solidarnormbindung aus, also in 
einem Verpflichtungsgefühl gegenüber Solidar-
normen, das als Handlungsmotiv wirksam wird. 
Personen mit einer Solidarnormbindung leisten 
Beiträge zu Kollektivgütern, orientieren sich an 
Fairnessprinzipien, unterstützen andere in Be-
darfssituationen und sind loyal gegenüber ihren 
Kooperationspartnern, auch wenn die unmittel-
baren Anreize ein anderes Handeln nahelegen. 
Diese Vorstellung von Solidarität auf Individual
ebene entspricht durchaus unserem Alltagsver-
ständnis. Wir bezeichnen Personen nur dann als „so-
lidarisch“, wenn wir ihnen unterstellen, dass sie aus 
einer intrinsischen Motivation und nicht aus strate-
gisch-opportunistischen Gründen Leistungen zu-
gunsten anderer oder der Gemeinschaft erbringen. 

Analytisch betrachtet ist die Durchsetzung 
von Solidarnormen nicht notwendigerweise 
auf solidarische Individuen angewiesen. Unter 
bestimmten Voraussetzungen kann eine stra-
tegisch-opportunistische Haltung ausreichen, 
um Transferleistungen im Sinne der vier Soli-
darnormen zu gewährleisten. Dies ist dann der 
Fall, wenn in einer Gruppe ein Sanktions- und/

oder Reziprozitätsmechanismus existiert, der 
lückenlos funktioniert. Unter dieser Vorausset-
zung müssen Individuen damit rechnen, dass 
ihnen bei einer Verweigerung von Solidarleis-
tungen mit hoher Wahrscheinlichkeit empfind-
liche Sanktionen drohen und/oder dass sie in 
Zukunft von dem Genuss von Solidarleistungen 

ausgeschlossen sind. Sowohl 
der Sanktions- als auch der Re-
ziprozitätsmechanismus sind in 
ihrem effektiven Funktionieren 
darauf angewiesen, dass eine 
hohe Transparenz des Handelns 
existiert. Diese Bedingung ist 
in der Realität allerdings häufig 
nicht erfüllt. Selbst im Zusam-

menhang mit rechtlich kodifizierten Solidarnor-
men (etwa der Steuergesetze) existieren häufig 
Kontrolllücken und mit ihnen Anreize zum op-
portunistischen Handeln. Aus diesem Grunde 
ist zu konstatieren, dass die Realisierung von 
Solidarnormansprüchen in vielen Gruppenkon-
texten darauf angewiesen bleibt, dass zumin-
dest ein gewisser Anteil an Gruppenmitglie-
dern solidarisch motiviert ist und nicht primär 
opportunistisch handelt.

Damit ist die Frage aufgeworfen, was die 
sozialen Voraussetzungen dafür sind, dass Indi-
viduen in ihren unterschiedlichen sozialen Le-
benskontexten – Familie, Arbeitsplatz, politische 
Gemeinschaft etc. – eine solche Bindung ent-
wickeln. Dieser Punkt kann hier nur kursorisch 
gestreift werden, weswegen ich mich auf einen 
Aspekt beschränke, der aus soziologischer Pers-
pektive zentral ist. Da Solidarnormen den Indivi-
duen gewisse Opfer aufbürden, ist eine Bindung 
an diese Normen als voraussetzungsvoll und fra-
gil anzunehmen. Man kann sich keinesfalls dar-
auf verlassen, dass Individuen in ihrer Sozialisa-
tion eine „Disposition zu Solidarität“ erwerben, 
welche dauerhaft Bestand hat. Eine Solidarnorm-
bindung muss vielmehr in alltäglichen Erfah-
rungszusammenhängen produziert und repro-
duziert werden. In diesem Zusammenhang sind 
zwei wichtige Mechanismen zu nennen: Erstens 

Im Alltagsverständnis  
assoziieren wir Solidarität  

nicht mit Normen,  
sondern mit persönlichen  

Eigenschaften wie  
Opferbereitschaft und 

Verbundenheitsgefühlen.
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ist es für eine stabile Solidarnormbindung förder-
lich, wenn Individuen für diese Eigenschaft An-
erkennung und Wertschätzung erhalten, da sich 
dadurch die subjektiven Kosten solidarischen 
Handelns reduzieren. Zweitens sind regelmäßige 
Gruppenrituale hilfreich, in denen sich die Mit-
glieder darüber vergewissern können, dass die 
Gruppenziele weiterhin Bestand haben und so-
lidarische Orientierungen dominieren. Dies ist 
deswegen besonders wichtig, weil eine Solidar-
normbindung einen konditionalen Charakter hat: 
Die Bereitschaft von Individuen zur Selbstbin-
dung an Solidarnormen ist wesentlich davon ab-
hängig, dass auch den anderen Mitgliedern eine 
solidarische statt opportunistische Orientierung 
unterstellt wird (vgl. Tranow 2012, Kap. 4).

Die normative und funktionale 
Bewertung von Solidarität

Solidarität wurde hier als ein Lösungsmechanis-
mus für zentrale Kooperationsprobleme einge-
führt. Damit geht zumindest implizit eine po-
sitive Konnotation von Solidarität einher, wie 
wir sie auch aus der alltagssprachlichen und 
politischen Verwendung des Begriffs gewohnt 
sind. Aus soziologischer Perspektive muss aller-
dings vor einer einseitig positi-
ven Bewertung von Solidarität 
gewarnt werden. Längst nicht 
jede Variante von Solidarität 
ist moralisch wünschenswert, 
vielmehr können bestimmte 
Formen der Solidarität für die 
normative und funktionale Integration moder-
ner Gesellschaften ein ernsthaftes Problem 
darstellen. Auch Terrorgruppen und kriminelle 
Vereinigungen sind mit Kooperationsproblemen 
konfrontiert und zu ihrer Lösung auf robuste 
Solidarnormen angewiesen. Aus Perspektive 
der Mehrheitsgesellschaft handelt es sich dabei 
allerdings um eine Solidarität, die es zu verhin-
dern gilt und die der Staat beispielsweise durch 
Aussteigerprogramme aktiv zu untergraben ver-
sucht. Zudem kann Solidarität einen repressiven 

Charakter annehmen und im Spannungsverhält-
nis zu liberalen und emanzipatorischen Wer-
ten stehen. Starke eheliche Loyalitätsnormen 
können beispielsweise eine selbstbestimmte 
Lebensführung erschweren und im Extremfall 
sexuelle Ausbeutungsverhältnisse zementieren. 
Extensive familiale Unterstützungsnormen kön-
nen persönliche Bildungs- und Karrierewege 
beschneiden, weil sie junge Erwachsene sozial 
und räumlich eng an ihre Herkunftsfamilie bin-
den. Weiter muss darauf hingewiesen werden, 
dass eine Dominanz von Solidarnormen in man-
chen gesellschaftlichen Bereichen dysfunktio-
nale Effekte haben kann. Ein funktionsfähiger 
Rechtsstaat, eine effiziente Bürokratie und eine 
prosperierende Ökonomie sind etwa durch Sys-
teme des Nepotismus bedroht, welche auf star-
ken Solidarverpflichtungen unter Angehörigen 
der eigenen Gruppe basieren. Partikulare Soli-
darverpflichtungen drohen hier offizielle Ver-
fahrensregeln und Sachkriterien in Entschei-
dungsprozessen zu unterminieren.

Aus der Perspektive der Soziologie lässt 
sich zwar sagen, dass jede soziale Ordnung auf 
ein gewisses Maß an Solidarität angewiesen 
bleibt, doch welche Art von und wie viel Soli-
darität wünschenswert ist, lässt sich soziolo-

gisch nicht bestimmen. Dieses 
ist abhängig von kontingenten 
Werthaltungen und den Funk-
tionsanforderungen, welche an 
gesellschaftliche Teilbereiche 
gestellt werden. Die Etablie-
rung konkreter Solidaritätsver-

hältnisse muss in offenen Gesellschaften immer 
wieder neu verhandelt und erstritten werden. 
Dabei wird es auch darum gehen, unerwünsch-
te Formen von Solidarität zu identifizieren und 
zu bekämpfen. Der Soziologie kommt bei dieser 
gesellschaftlichen Verständigung nicht die Auf-
gabe zu, moralische Urteile zu fällen oder eine 
bestimmte Solidarität einzufordern, sondern 
darüber aufzuklären, wie Solidarität „funktio-
niert“, was sie leistet und mit welchen Nebenfol-
gen sie einhergehen kann. 

V  SOZIOLOGIE

Welche Art von und  
wie viel Solidarität  

wünschenswert ist, lässt  
sich soziologisch nicht 

bestimmen.
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Unser Auftrag ist es, die Rolle der Ethik in Wirtschaft und
Gesellschaft in einer zusammen wachsenden Welt zu stärken.

Vernetzen
Wir sind und entwickeln ein Netzwerk 
von Akteuren und Interessierten der 
Wirtschafts- und Unternehmensethik.

Reflektieren
Wir lernen und refl ektieren als Multi-
Stakeholder-Organisation zu allen As-
pekten unserer Leitthemen.

Wirken
Wir wirken als zivilgesellschaftliche Or-
ganisation durch Standards, durch Kom-
mentierungen, durch Hilfestellung. 

Leitthemen
Wir sind keine Lobbyorganisation zur 
Propagierung bestimmter moralischer 
Positionen. Unsere gemeinsame Frage-
stellung ist, wie moralische Anliegen in 
wirtschaftlichen Prozessen zur Geltung 
kommen können und wann auch nicht. 
Mit diesem Grundverständnis beteiligen 
wir uns an den vielfältigen Diskursen zu 
unseren Leitthemen 

› Nachhaltige Entwicklung und Men-
schenrechte 

› Integrität und Compliance  

› Unternehmensverantwortung (CSR).

Werte - Strukturen - 
Entscheidungen
Gegenstand unserer Arbeit sind alle Fra-
gen der Wirtschafts- und Unternehmen-
sethik: 
› Wir thematisieren nicht nur Sachfra-

gen, sondern die grundlegenden Werte, 
normativen Annahmen und Standards 
einer Debatte.

› Wir erörtern geeignete institutionelle 
Anreizstrukturen und Handlungsebe-
nen.

› Wir diskutieren die Herausforderungen 
des Wettbewerbs, klären vorliegende 
Dilemmasituationen und unterstützen 
dadurch verantwortbare Entscheidun-
gen.

Aktivitäten
› Regionalforen, thematische Arbeits-

kreise, z. B. das Forum Compliance & 
Integrity (organisiert im Zentrum für 
Wirtschaftsethik, dem Forschungsins-
titut des DNWE),

› Veranstaltungen und Tagungen wie den 
jährlichen Business-Ethics-Summit,

› Publikationen wie das Forum Wirt-
schaftsethik,

› Mitwirkung im politischen Dialog, 
z. B. im CSR-Forum der Bundesre-
gierung,

› Engagement im European Business 
Ethics Network.

Wirtschaftsethik
Nachhaltige Entwicklung. Integrität. Verantwortung.
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